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Hoher und Karrais: Pauschale und starre Vorgaben zur Pestizidreduktion
sind Irrweg

Gesetzesentwurf der Regierung nimmt einseitige Schuldzuweisungen vor.

Zur Meldung, dass die Landesregierung eine Gesetzesänderung für mehr Artenschutz freigegeben habe,
wobei der Einsatz chemisch-synthetischer Pflanzenschutzmittel bis 2030 um 40 bis 50 Prozent reduziert
werden soll, sagten der Vorsitzende des Arbeitskreises Ländlicher Raum und Verbraucherschutz, Klaus
Hoher, und der Vorsitzende des Arbeitskreises Umwelt und Energiewirtschaft der FDP/DVP Fraktion,
Daniel Karrais:

„Es ist ein Irrweg, die Urproduktion auf drastische Reduktionen des Pestizideinsatzes und die
umfassende Umstellung auf den biologischen Anbau zu verpflichten. Aber genau dies sieht der
Gesetzentwurf der Landesregierung vor, obwohl sich auch zahlreiche Experten in der Anhörung zum
Volksantrag am vergangenen Mittwoch kritisch hinsichtlich starrer Vorgaben bei den
Pflanzenschutzmitteln positioniert haben. Es kann keineswegs die Rede sein von einer Aussöhnung von
Naturschutz und Landwirtschaft. Denn es fehlt nicht nur die wissenschaftliche Grundlage, die diese
Vorgaben rechtfertigen würde, sondern auch die Praktikabilität. Anstatt pauschaler Verbote fordern wir
eine solide Reduktionsstrategie für Pflanzenschutzmittel und echten, fairen Interessensausgleich“, so
der agrarpolitische Sprecher Klaus Hoher.

 

„Umwelt- und Artenschutz sind eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wir brauchen daher Maßnahmen,
die alle beteiligten Akteure in die Pflicht nehmen und keine einseitigen Schuldzuweisungen in Richtung
Landwirtschaft. Dann können wir auch mehr Biodiversität sicherstellen und den Rückgang der
Artenvielfalt stoppen. Leider sind die Gründe davon noch zu wenig bekannt und weitere
Forschungsfragen sind zu klären. Experten einer Anhörung vom vergangenen Mittwoch haben deutlich
gemacht, dass es hier viele Ursachen gibt und wir daher auch vielfältige Maßnahmen brauchen. Eine
pauschale Pestizidreduktion allein wird nicht zur Lösung führen“, so Karrais.


